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Anmerkung zum Sprachgebrauch: In diesem Bericht wird der von der Autorin bevorzugte Begriff 
„behinderte Menschen“ verwendet. Eine solche identitätsorientierte Sprache („Identity-First-
Sprache“) ist unter vielen Vertreter*innen der Behindertenrechtsbewegung verbreitet, da sie ihrer 
Ansicht nach das soziale Modell am besten zum Ausdruck bringt und verdeutlicht, dass Menschen 
nicht an sich „behindert“ oder „mangelhaft“ sind, sondern durch ihr Umfeld behindert werden. Eine 
„personenorientierte“ Sprache („People-First-Sprache“) wie „Menschen mit Behinderungen“ ist 
international gebräuchlicher und wird in dem Bericht verwendet, wenn auf UN-Dokumente Bezug 
genommen wird. Gewerkschaften können sich je nach den Präferenzen der behinderten Menschen 
in ihrem Land für eine der beiden Bezeichnungen entscheiden.
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EINLEITUNG

Das UN-BRK-Toolkit soll einen globalen Dialog 
über die Barrierefreiheit im Schienenverkehr 
anstoßen und Strategien vorschlagen, um 
Beschäftigten- und Behindertenrechte im 
gesamten Eisenbahnsektor gemeinsam 
voranzubringen. Zu diesem Zweck wird das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderung 
(UN-Behindertenrechtskonvention – UN-BRK) 
vorgestellt und gezeigt, wie es zur Stärkung der 
gewerkschaftlichen Aufgaben und Kampagnen 
für rechtliche und regulatorische Reformen in 
allen Bereichen genutzt werden kann, die die 
Rechte von behinderten Menschen betreffen. 

Die Strategien werden in drei Kapiteln dargelegt:

01.	 Zugänglichkeit im Schienenverkehr  
– Vorstellung rechtlicher Strategien 
für den Einsatz am Arbeitsplatz und 
in politischen Kampagnen, darunter 
Forderungen nach einer regulierten 
Personalpolitik, Qualifizierung und 
Schulung, Mobilitätshilfen, nationalen 
Investitionsplänen und Marktinterventionen.

02.	 Nationale Umsetzung und Überwachung  
– Aufbau der notwendigen Infrastruktur 
für die Überwachung staatlicher 
Maßnahmen und die Durchsetzung von 
Behindertenrechten, darunter Nationale 
Menschenrechtsinstitutionen, Verfahren 
zur Datenüberwachung und umfangreiche 
Beratungsaufgaben auf staatlicher Ebene.

03.	 Internationale Zusammenarbeit  – 
Schaffung von Möglichkeiten für globale 
Solidarität, unter anderem durch den 
Aufbau von Verbindungen zwischen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), 
dem Fachausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (UN-BRK-
Ausschuss) und der Agenda der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung.

Das Toolkit geht auf eine Entschließung des ITF-
Kongresses zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen im Verkehrssektor zurück 
und knüpft an die Arbeit der ITF-Sektion 
Eisenbahn an, darunter ihre Charta für 
Bahnbeschäftigte mit Behinderungen und die 
jüngsten Erfolge bei der IAO. 
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HINTERGRUND soziale Modell der Behinderung zu fördern 
und multinationale Bahnunternehmen zur 
Durchführung tragfähiger Gleichstellungs- und 
Diversitätsanalysen aufzurufen.3 Die erste ITF-
Charta für Bahnbeschäftigte mit Behinderungen 
wurde im Jahr 2025 auf der Grundlage des 
Wortlauts des Entschließungsantrags von 2023 
herausgegeben und enthält die Empfehlung, 
dass Bahnbeschäftigte und Fahrgäste mit 
Behinderungen „Bündnisse für die Schaffung 
eines besseren Sektors bilden“ sollten, indem 
sie unter anderem den Fokus auf rechtliche und 
regulatorische Reformen legen.4 

FACHTAGUNG ÜBER 
MENSCHENWÜRDIGE 
ARBEIT IM 
EISENBAHNSEKTOR, 
INTERNATIONALE 
ARBEITSORGANISATION 
(1.–5. SEPTEMBER 2025)
Im September 2025 nahmen Vertreter*innen 
der ITF-Sektion Eisenbahn an der ersten 
IAO-Fachtagung für den Eisenbahnsektor 
seit 30 Jahren teil.5 Aus der Fachtagung über 
menschenwürdige Arbeit im Eisenbahnsektor 
gingen Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
hervor, die im März 2026 vom Verwaltungsrat der 
IAO angenommen wurden und von nun an die 
Strategien und Programme der IAO beeinflussen 
werden.6 Ihre Empfehlungen stehen in engem 
Einklang mit der Agenda der Vereinten Nationen 
zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen 
und den in diesem Bericht vorgeschlagenen, auf 
der UN-BRK basierenden Strategien, insbesondere 
was den Schwerpunkt auf regulatorischen 
Reformen, die nationale Umsetzung von 
Arbeitsübereinkommen und die Absicht der IAO 
betrifft, sich an der UN-Dekade für nachhaltigen 
Verkehr zu beteiligen.

ENTSCHLIESSUNGEN 
DES ITF-KONGRESSES 
2024: GLEICHSTELLUNG 
UND STRATEGISCHE 
KAMPAGNEN
Im Jahr 2024 verständigte sich der ITF-Kongress 
auf „Gleichstellung“ als eines von sechs globalen 
Themen, unter anderem in den Entschließungen 
zur Gleichstellung für Verkehrsbeschäftigte, 
zur Bekämpfung der Diskriminierung von 
LGBT+-Beschäftigten im Verkehrssektor, zur 
weltweiten Gleichstellung von Beschäftigten 
im Verkehrssektor und zu Frauenrechten sowie 
zahlreichen Verpflichtungen zur Förderung 
der Rechte junger Beschäftigter mit dem 
Schwerpunkt auf Rechten, Qualifikationen 
und Chancengleichheit vor dem Hintergrund 
des rapide fortschreitenden technologischen 
Wandels.1 Diese wurden Bestandteil einer 
neuen Fünfjahresstrategie mit wichtigen 
Verpflichtungen zur Entwicklung innovativer 
Kampagnenmethoden und Einflussnahme auf 
globale und regionale Politik, insbesondere die 
Umsetzung von Übereinkommen zu Arbeits- und 
Menschenrechten.2  

ITF-SEKTIONSKONFERENZ 
EISENBAHN 
2023: WELTWEITE 
GLEICHSTELLUNG 
VON MENSCHEN MIT 
BEHINDERUNG IM 
BAHNSEKTOR
In dem Entschließungsantrag wurde die ITF 
aufgefordert, sich für die Verbesserung der 
Chancengleichheit einzusetzen, das Recht von 
behinderten Beschäftigten auf Selbstbestimmung 
und die Übernahme von Führungspositionen 
zu unterstützen, Untersuchungen zu 
den Bedingungen und Erfahrungen von 
behinderten Beschäftigten durchzuführen, das 
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EINE GEMEINSAME AGENDA 
FÜR BESCHÄFTIGTEN- UND 
BEHINDERTENRECHTE

Das Toolkit wurde auch durch die Erfolge 
der britischen Behindertenrechts- und 
Arbeitnehmer*innenbewegungen beeinflusst, 
wo Aktionsbündnisse für Barrierefreiheit im 
Schienenverkehr dazu beigetragen haben, 
Tausende von Arbeitsplätzen im Eisenbahnsektor 
zu sichern und im Jahr 2023 die großflächige 
Schließung aller Fahrkartenschalter in 
England verhinderten.7 Die Autorin ist einer 
der führenden Organisator*innen dieser 
Initiativen, deren Strategien sich auf rechtliche 
und regulatorische Reformen konzentrieren, 
insbesondere durch die Forderung nach 
Interventionen von Gleichstellungs- und 
Menschenrechtsorganisationen bei den 
Regulierungsbehörden des Eisenbahnsektors8 
sowie durch die Koordinierung von Forderungen 
nach neuen rechtlichen Rahmenbedingungen für 
die Barrierefreiheit im Schienenverkehr.9 

Die Beratungsgruppe der Europäischen 
Transportarbeiter-Föderation (ETF) für Zugpersonal 
hat wertvolle Beiträge zu Strategien für 
regulatorische Reformen geleistet und außerdem 
diesen Bericht mitfinanziert. Die Gespräche mit 
der Autorin ermöglichten eine regionale Fallstudie 
zu Fragen der Barrierefreiheit im Schienenverkehr 
in Großbritannien und in der Europäischen 
Union, insbesondere zu den Gefahren, die sich 
aus der Deregulierung im Rahmen des Vierten 
Eisenbahnpakets der EU ergeben. Der Vergleich 
ergab ähnliche regulatorische Schwachstellen 
und Risiken bei beiden Systemen. Beispiele 
hierfür sind die Anforderung, dass behinderte 
Menschen Hilfsleistungen bereits Stunden vor 
Reiseantritt buchen müssen (zwei Stunden im 
Vereinigten Königreich, 24 Stunden in der EU), 
die Tendenz zum „verdeckten Personalabbau“ 
in nicht regulierten Personalkategorien, de facto 
bestehende Formen der Deregulierung durch die 
Aufhebung betrieblicher Personalanforderungen 

(wie z. B. die Zugabfertigung durch den 
Triebfahrzeugführer), die „natürliche Fluktuation“ 
von Personal durch freiwillige Kündigungen und 
Einstellungsstopps, die Dequalifizierung von 
Stellen und deren Besetzung mit Leiharbeitskräften 
sowie andere Formen regulatorischer Inkohärenz.10 
Behindertenaktivist*innen in der Region fordern 
das Recht auf „Turn Up And Go“, d. h., dass jederzeit 
Personal zur Verfügung stehen muss, um Hilfe zu 
leisten, ohne dass eine Voranmeldung erforderlich 
ist. Diese Forderung hat im internationalen Recht 
erheblich an Gewicht gewonnen, nachdem der 
UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen die EU in ihren Abschließenden 
Bemerkungen 2025 dazu aufgefordert hat, 
die Bestimmungen zu den Fahrgastrechten 
für alle Verkehrsträger zu überarbeiten, um 
Voranmeldungspflichten abzuschaffen und die 
Möglichkeit spontaner Reisen sicherzustellen.11 

Die unzulängliche Sensibilisierung für behinderte 
Menschen im Eisenbahnsektor stellt auch 
für behinderte Bahnbeschäftigte ein großes 
Problem dar. So antworteten bei einer jüngsten 
ITF-Erhebung über 57 Prozent der Befragten, 
die Ausübung ihrer Tätigkeit werde durch 
unzugängliche Arbeitsumgebungen und 
Arbeitsmittel erschwert, und 42 Prozent, dass 
sie ungerechte Behandlung erfahren hätten, wie 
abfällige Bemerkungen und Disziplinarmaßnahmen 
ohne triftigen Grund. Etwa die Hälfte der 
behinderten Bahnbeschäftigten gab an, keine 
angemessenen Vorkehrungen zu beantragen, 
da sie befürchten, dass ihnen Unterstützung 
verweigert oder sie ungerechtfertigt entlassen 
werden könnten. Bei denen, die entsprechende 
Anträge stellten, war die Erfolgsquote gering: 
Nur 6 Prozent wurden alle gewünschten 
Anpassungen gewährt, während die Anträge von 
50 Prozent komplett abgelehnt wurden. Besonders 
besorgniserregend ist, dass mehr als die Hälfte der 
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behinderten Beschäftigten in sicherheitskritischen 
Funktionen keinerlei Anpassungen erhielten, 
um ihre Sicherheit zu gewährleisten, obwohl sie 
angegeben hatten, dass ihre Fähigkeit, solche 
Tätigkeiten auszuüben, durch ihre Behinderung 
beeinträchtigt ist.12

Alle oben genannten Schwerpunkte in den 
Bereichen Beschäftigtenrechte, Sensibilisierung für 

Behindertenfragen, Qualifizierung und Schulung, 
Reform der Rechtsvorschriften, Umsetzung von 
Arbeits- und Menschenrechtskonventionen sowie 
internationale Entwicklung können durch die UN-
Behindertenrechtskonvention gegenseitig gestärkt 
werden, die den Staaten zahlreiche neue Pflichten 
auferlegt, um die volle Teilhabe von behinderten 
Menschen an allen Lebensbereichen zu regeln,  
zu fördern und zu gewährleisten.
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UN-KONVENTION ÜBER DIE 
RECHTE VON MENSCHEN  
MIT BEHINDERUNGEN

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 
DER UN-BRK
Im Folgenden werden die allgemeinen 
Grundsätze der UN-BRK zusammengefasst, die 
in Artikel 3 verankert sind und sich durch die 
gesamte Konvention ziehen:

Würde und Autonomie   
Der erste Grundsatz des Übereinkommens 
lautet „Achtung der dem Menschen 
innewohnenden Würde, seiner individuellen 
Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene 
Entscheidungen zu treffen, sowie seiner 
Unabhängigkeit“.16 Er verlangt ferner „die Achtung 
vor der Unterschiedlichkeit von Menschen 
mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser 
Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und 
der Menschheit“, keine feststehende Definition.17 
Auch wenn Würde, Autonomie und Vielfalt an sich 
nicht als Rechte gelten, bilden sie doch den Kern 
der BRK und liegen allen anderen Grundsätzen und 
Rechten der Konvention zugrunde.

Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung   
Der Grundsatz der Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung verleiht vielen der 
zentralen staatlichen Pflichten aus der UN-BRK 
Rechtskraft, einschließlich der Verhinderung 
von Diskriminierung, der Gewährleistung 
angemessener Vorkehrungen im privaten 
Sektor und der Förderung der substanziellen 
Gleichstellung von Frauen, Kindern und 
anderen, die mit vielfältigen Formen der 
Diskriminierung konfrontiert sind.18 Aufgrund 
ihrer stärkeren umverteilenden Dimension 
definiert der UN-BRK-Ausschuss seine 
Auffassung von Gleichberechtigung als „inklusive 
Gleichberechtigung“19. 

Die UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (UN-
Behindertenrechtskonvention, UN-BRK) trat im 
Jahr 2008 in Kraft und wurde inzwischen von fast 
allen Ländern der Welt ratifiziert, darunter auch 
von der Europäischen Union als Vertragspartei.13 
Ihr Einfluss schlägt sich in der Gesetzgebung und 
Rechtsprechung auf regionaler und nationaler 
Ebene immer sichtbarer nieder, unter anderem 
im Behindertenrechtsprotokoll der Afrikanischen 
Union, das 2024 in Kraft trat.14

Die UN-BRK sollte als größter Erfolg der 
Behindertenrechtsbewegung betrachtet werden, 
da sie das „soziale Modell von Behinderung“ 
voranbrachte und ihm internationale Rechtskraft 
verlieh. Dieser Ansatz macht sie zu einem der 
fortschrittlichsten Instrumente im internationalen 
Menschenrecht und ermöglicht wesentlich 
weitreichendere Ansprüche auf sozioökonomische 
Rechte sowie Investitionen. Zudem erlegt sie den 
Staaten strenge Verpflichtungen auf, „Hindernisse“ 
in Recht, Politik und Praxis zu identifizieren und 
zu beseitigen. Diese neue Ära wird zunehmend 
als „Menschenrechtsmodell von Behinderung“ 
bezeichnet, was bedeutet, dass behinderte 
Menschen endlich als Rechteinhaber*innen 
und nicht mehr als bloße Empfänger*innen von 
Fürsorge anerkannt werden.15 
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Teilhabe an der Gesellschaft   
Das Recht auf „volle und wirksame Teilhabe an der 
Gesellschaft“ ist der dritte allgemeine Grundsatz 
der UN-BRK, wobei mehrere Artikel von den 
Staaten verlangen, die Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen in allen Lebensbereichen zu 
gewährleisten, darunter Artikel 19 „Unabhängige 
Lebensführung und Einbeziehung in die 
Gemeinschaft“ (Selbstbestimmtes Leben).20 

WESENTLICHE STAATLICHE 
VERPFLICHTUNGEN 
ARTIKEL 4
Die Stärke der UN-BRK als Instrument liegt 
in den in Artikel 4 dargelegten staatlichen 
Verpflichtungen, die im Hinblick auf die detaillierten 
Anforderungen an die Staaten viel weiter gehen 
als frühere Menschenrechtsverträge. Auch wenn 
die Verpflichtungen aus Artikel 4 sich durch das 
gesamte Toolkit ziehen, sollten sie zunächst 
separat betrachtet werden, da sie der Schlüssel 
zum Verständnis und zur Anwendung der  
UN-BRK sind.

Artikel 4(1) Unmittelbare Verpflichtungen  – 
erfordern die umfassende Reform aller Gesetze, 
Vorschriften, Richtlinien und Praktiken, die eine 
Diskriminierung aufgrund einer Behinderung 
darstellen, einschließlich strengerer Auflagen 
zur Regulierung des privaten Sektors. Die 
Staaten müssen zudem sofortige Maßnahmen 
zur Zugänglichkeit ergreifen, unter anderem 
durch Personalschulung und die Entwicklung 
von Normen und Richtlinien für ein Universelles 
Design.

Artikel 4(2) Schrittweise Verwirklichung 
– Auch wenn die Verpflichtung zur 
schrittweisen Verwirklichung aus der UN-BRK 
an sich nicht strenger ist als die in anderen 
Menschenrechtsverträgen enthaltenen 
Verpflichtungen, erleichtern die damit 
verbundenen Verpflichtungen in Bezug auf 
rationalisierte Investitionen, Marktinterventionen, 
Datenerhebung sowie nationale Umsetzung und 
Überwachung die Forderung nach Investitionen 
erheblich.

Artikel 4(3) Recht auf Teilhabe –  
Die UN-BRK macht das Recht auf Teilhabe 
zu einer zentralen verfahrensrechtlichen 
Verpflichtung der Vertragsstaaten, indem sie 
verlangt, dass sie mit behinderten Menschen 
bei der Ausarbeitung und Umsetzung von 
Rechtsvorschriften und politischen Konzepten 
zur Durchführung dieses Übereinkommens und 
bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, 
die ihre Rechte betreffen, enge Konsultationen 
führen und sie aktiv einbeziehen. Dies bietet 
eine Grundlage für rechtliche Schritte, wenn 
Regierungen es versäumen, behinderte Menschen 
zu Angelegenheiten zu konsultieren, die ihre 
Rechte betreffen, negative Auswirkungen nicht 
berücksichtigen oder keinen zugänglichen 
Konsultationsprozess gewährleisten.

Zugänglichkeit  
Dies ist ein allgemeiner Grundsatz des 
Übereinkommens und Gegenstand von Artikel 9, 
der übergreifend für alle anderen Artikel gilt, als 
Voraussetzung für den Zugang zu allen anderen 
bürgerlichen und sozioökonomischen Rechten.21 
Er kann als das praktische Instrument angesehen 
werden, das die Grundsätze der Würde, der 
Gleichberechtigung und der Teilhabe konkret 
umsetzt und dabei seine maßgebliche Rechtskraft 
aus den zentralen staatlichen Verpflichtungen 
gemäß Artikel 4 bezieht.
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NUTZUNG  
DES TOOLKITS
Die Kapitel sind nach drei Themen gegliedert. 
Das erste Kapitel befasst sich mit dem Thema 
Zugänglichkeit und präsentiert Instrumente 
zur Untermauerung gewerkschaftlicher, 
rechtlicher und politischer Argumente. Das 
zweite untersucht Kampagnen und staatliche 
Rechenschaftspflicht und das dritte beleuchtet 
internationale Entwicklungen und Möglichkeiten 
zur Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen. 
Jeder Abschnitt beginnt mit einer rechtlichen 
Erläuterung der einschlägigen Rechte, die für die 
direkte Nutzung in Kampagnen, in der Lobbyarbeit 
oder in juristischen Materialien gedacht ist, 
und schließt mit Strategieempfehlungen zur 
praktischen Umsetzung dieser Rechte.

01.	 ZUGÄNGLICHKEIT  
ARTIKEL 2, 4, 5, 9, 19, 20 

02.	 INNERSTAATLICHE DURCHFÜHRUNG 
UND ÜBERWACHUNG  
ARTIKEL 33, 31, 4(3)

03.	 INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 
ARTIKEL 32
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ZUGÄNGLICHKEIT IM 
SCHIENENVERKEHR 
ARTIKEL 2, 4, 5, 9, 19, 20
Zugänglichkeit (Artikel 9) ist eines der wichtigsten 
Grundprinzipien des Übereinkommens und eine 
unabdingbare Voraussetzung für den vollen und 
gleichberechtigten Zugang behinderter Menschen 
zu allen anderen Menschenrechten.22 Im Sinne des 
sozialen Modells müssen die Staaten „Hindernisse“ 
in allen Lebensbereichen identifizieren und 
beseitigen und schnellstmögliche Fortschritte in 
Richtung Gleichberechtigung und selbstbestimmtes 
Leben erzielen. Dies ist ein bahnbrechender 
Fortschritt im Bereich der sozioökonomischen 
Rechte und erhöht die Verpflichtung der Staaten 
erheblich, unmittelbar Maßnahmen zu ergreifen. 

Das hängt damit zusammen, dass es sich um ein 
„hybrides Recht“ handelt und die traditionelle 
Trennung zwischen Bürgerrechten, die von 
den Staaten unmittelbar umzusetzen sind, und 
sozioökonomischen Rechten, die der Verpflichtung 

des Staates unterliegen, unter Ausschöpfung 
seiner verfügbaren Mittel schrittweise Maßnahmen 
zu treffen, aufhebt. 

Um den Stellenwert der neuen Verpflichtungen 
voll und ganz zu würdigen, sollte der Begriff 
„Zugänglichkeit“ im Zusammenhang mit 
der Gruppe der oben genannten Artikel 
verstanden werden. Dieses Kapitel erläutert, 
wie sie ineinandergreifen, und schließt mit 
Strategieempfehlungen für die Forderung nach 
Menschenrechtsnormen für alle Aspekte der 
Zugänglichkeit im Schienenverkehr, einschließlich 
einer regulierten Personalpolitik, besserer 
Qualifizierung und Schulung, eines ethischen 
Ansatzes für neue Technologien sowie höherer 
Investitionen in Mobilitätshilfen und eine 
barrierefreie Infrastruktur. 
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ZUGÄNGLICHKEIT ALS 
UNMITTELBARE STAATLICHE 
VERPFLICHTUNG

Zugänglichkeit (Artikel 9) verlangt vom Staat, 
geeignete Maßnahmen zu treffen „mit dem 
Ziel, für Menschen mit Behinderungen den 
gleichberechtigten Zugang zur physischen 
Umwelt, zu Transportmitteln, Information und 
Kommunikation, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien und -systemen, 
sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die 
der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen 
Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt 
werden, zu gewährleisten“ (Artikel 9(1)). Für 
die bebaute Umwelt gilt der Grundsatz der 
schrittweisen Verwirklichung, was bedeutet, dass 
es einige Zeit dauern wird, bis sie vollständig 
zugänglich gemacht sind. Gemäß dem Bürgerrecht 
auf Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 
müssen die Staaten allerdings sofort handeln, 
um Hindernisse für einen gleichberechtigten 
Zugang abzubauen, worauf das Konzept der 
„angemessenen Vorkehrungen“ zurückgeht.

ANGEMESSENE 
VORKEHRUNGEN
Gemäß Artikel 5(3) über Gleichberechtigung 
und Nichtdiskriminierung müssen Staaten alle 
geeigneten Schritte unternehmen, „um die 
Bereitstellung angemessener Vorkehrungen 
zu gewährleisten“. Dies bezieht sich auf die 
praktischen Anpassungen, die erforderlich 
sind, damit eine individuelle behinderte Person 
gleichberechtigt mit anderen Zugang zu Waren, 
Dienstleistungen oder Einrichtungen erhält.

„Angemessene Vorkehrungen“ bedeutet 
„notwendige und geeignete Änderungen und 
Anpassungen, die keine unverhältnismäßige 
oder unbillige Belastung darstellen und 
die, wenn sie in einem bestimmten Fall 
erforderlich sind, vorgenommen werden, 

um zu gewährleisten, dass Menschen 
mit Behinderungen gleichberechtigt 
mit anderen alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen oder ausüben 
können“ (Artikel 2 – Begriffsbestimmungen). 

Die Verweigerung angemessener Vorkehrungen 
stellt eine „Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung“ dar, es sei denn, der Diensteanbieter 
kann nachweisen, dass die Forderung eine 
„unverhältnismäßige oder unbillige Belastung“ 
darstellen würde.23 Staaten müssen sicherstellen, 
dass dies reguliert und sowohl im öffentlichen als 
auch im privaten Sektor rechtlich durchsetzbar ist, 
wobei den Opfern von Diskriminierung wirksame 
Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen müssen.24 

UNMITTELBARE 
VERPFLICHTUNGEN   
ART 4(1)
In Artikel 4(1) sind die wesentlichen 
staatlichen Verpflichtungen zur Umsetzung 
des Übereinkommens dargelegt, um 
Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung in 
allen Bereichen der Gesellschaft zu gewährleisten. 
In Verbindung mit Artikel 9 enthält die UN-BRK 
damit eine der detailliertesten Auflistungen 
unmittelbarer Verpflichtungen, wobei alle 
folgenden Aufgaben problemlos auf den 
Eisenbahnkontext übertragbar sind.

Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung 
Staaten müssen jegliche Diskriminierung 
unterlassen und dafür sorgen, dass die staatlichen 
Behörden und öffentlichen Einrichtungen im 
Einklang mit diesem Übereinkommen handeln. 
Dies gilt „ohne Einschränkung oder Ausnahme für 
alle Teile eines Bundesstaats“.25   
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Rechtliche, regulatorische  
und politische Reformen 
Staaten müssen neue Gesetze zur Umsetzung 
der Rechte aus der UN-BRK verabschieden, 
diskriminierende Gesetze, Verordnungen, 
Gepflogenheiten und Praktiken ändern oder 
aufheben und Behindertenrechte in allen 
politischen Konzepten und Programmen 
berücksichtigen.26  

Umfassende Regulierung  
des öffentlichen und privaten Sektors
Staaten müssen „alle geeigneten Maßnahmen 
zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung durch Personen, Organisationen 
oder private Unternehmen ergreifen“ und 
sicherstellen, dass private Rechtsträger „alle 
Aspekte der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigen“.27 Dazu gehören 
die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen 
und der gleichberechtigte Zugang zur physischen 
Umwelt, zu Transportmitteln, Information und 
Kommunikation sowie allen anderen Einrichtungen 
und Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen, im 
öffentlichen wie im privaten Sektor.28  

Forschung und Entwicklung  
sowie Designstandards 
Staaten müssen Forschung und Entwicklung 
für zugängliche Güter, Dienstleistungen, 
Geräte, Einrichtungen sowie Informations- und 
Kommunikationstechnologien „betreiben oder 
fördern“, unter anderem durch die Umsetzung 
von Mindeststandards und Leitlinien für die 
Zugänglichkeit von Einrichtungen und Diensten, 
die der Öffentlichkeit offenstehen.29 Die Standards 
sollten auf dem Prinzip des Universellen Designs 
basieren, wobei sichergestellt werden sollte, dass 
die barrierefreie Gestaltung im frühestmöglichen 
Stadium erfolgt, um die Kosten für nachträgliche 
Anpassungen zu vermeiden.30

Verfügbarkeit von unterstützenden 
Technologien und Mobilitätshilfen  
Staaten müssen „die Verfügbarkeit und Nutzung 
von unterstützenden Technologien fördern 
und „zugängliche Informationen“ über neue 
Technologien, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien, Mobilitätshilfen 
und andere unterstützende Geräte zur Verfügung 
stellen.31 Nach dem Prinzip des Universellen 

Designs erfordert dies eine rationale Planung, 
wobei „Technologien zu erschwinglichen Kosten“ 
Vorrang zu geben und Mobilitätshilfen und Dienste 
„zu erschwinglichen Kosten“ bereitzustellen 
sind.32 Dies wird durch Artikel 20 über persönliche 
Mobilität unterstrichen, wonach Staaten wirksame 
Maßnahmen treffen müssen, „um für Menschen 
mit Behinderungen persönliche Mobilität mit 
größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen“.

Information, Kommunikation  
und Unterstützung 
Staaten müssen „für Menschen mit Behinderungen 
zugängliche Informationen über Mobilitätshilfen, 
Geräte und unterstützende Technologien, 
einschließlich neuer Technologien, sowie andere 
Formen von Hilfe, Unterstützungsdiensten und 
Einrichtungen“ sowie für die Allgemeinheit 
bestimmte Informationen in zugänglichen 
Formaten zur Verfügung stellen.33 Artikel 9 befasst 
sich mit der Kommunikation im öffentlichen Raum, 
einschließlich öffentlicher Beschilderungen in 
Brailleschrift und leicht lesbaren Formaten sowie 
Maßnahmen, um „menschliche und tierische 
Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem 
Personen zum Führen und Vorlesen sowie 
professionelle Gebärdensprachdolmetscher und 
-dolmetscherinnen zur Verfügung zu stellen mit 
dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen 
Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, 
zu erleichtern“ sowie um „andere geeignete 
Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen 
mit Behinderungen zu fördern, damit ihr Zugang zu 
Informationen gewährleistet wird“.34

Personalschulung 
Staaten müssen „die Schulung von Fachkräften 
und anderem mit Menschen mit Behinderungen 
arbeitendem Personal“ fördern sowie „betroffenen 
Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit 
für Menschen mit Behinderungen“ anbieten.35 
Diese Verpflichtung gilt branchenübergreifend und 
umfasst weitere Schulungspflichten, die in den 
Artikeln über Bewusstseinsbildung, Zugänglichkeit 
und persönliche Mobilität36 aufgeführt werden, 
sowie branchenspezifische Schulungen in den 
Bereichen Justiz, Bildung und Rehabilitation.37
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ZUGÄNGLICHKEIT ALS 
STAATLICHE VERPFLICHTUNG 
ZUR SCHRITTWEISEN 
VERWIRKLICHUNG
Für die Zugänglichkeit (Artikel 9) unterliegt jeder 
Staat auch der Verpflichtung zur schrittweisen 
Verwirklichung, nämlich „unter Ausschöpfung 
seiner verfügbaren Mittel ... Maßnahmen zu treffen, 
um nach und nach die volle Verwirklichung dieser 
Rechte zu erreichen“.38 Dies umfasst ein Verbot 
der Schaffung neuer Barrieren, wie etwa den Bau 
unzugänglicher neuer Gebäude oder Anlagen, 
sowie ein Verbot von „Rückschritten“, wobei 
staatliche Maßnahmen, die Fortschritte rückgängig 
machen oder aufhalten, als unentschuldbar 
gelten, es sei denn, sie erfolgen im Rahmen eines 
nationalen Notstands.39 Entscheidungen über Politik 
und Design unterliegen auch der in der UN-BRK 
verankerten grundlegenden Pflicht, mit Menschen 
mit Behinderungen im frühestmöglichen Stadium 
enge Konsultationen zu führen und sie aktiv 
einzubeziehen.40  

Wie in allen Menschenrechtsverträgen liegen 
die Höhe und der Umfang der Investitionen im 
Ermessen des Staates. Die UN-BRK beschreitet 
jedoch neue Wege, da sie den Staaten unmittelbare 
Verpflichtungen in Bezug auf die Art und Weise ihrer 
Planung und Ressourcenzuweisung auferlegt. 

UNIVERSELLES DESIGN
Universelles Design erfordert barrierefreie 
Gestaltungsprinzipien für das „Design von 
Produkten, Umfeldern, Programmen und 
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen 
Menschen möglichst weitgehend ohne eine 
Anpassung oder ein spezielles Design genutzt 
werden können“.41 Der Staat muss Maßnahmen 
ergreifen, um diese Prinzipien zu gewährleisten, 
indem er „Mindeststandards und Leitlinien für die 
Zugänglichkeit von Einrichtungen und Diensten, 
die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie 
bereitgestellt werden“, entwickelt, was sowohl für den 
öffentlichen als auch für den privaten Sektor gilt.42 

Rationalisierte Investitionen
Das Konzept des Universellen Designs wird an 
mehreren Stellen in der Konvention genannt und 
definiert Anforderungen an die Kosteneffizienz 
und die Planung bei Investitionsentscheidungen. 
Ziel ist es, öffentliche Gelder möglichst effizient 
einzusetzen und die Kosten für Nachrüstungen 
zu vermeiden, um so schnell wie möglich eine 
vollständige Zugänglichkeit zu erreichen. Das 
wird deutlich in den staatlichen Verpflichtungen, 
„Forschung und Entwicklung für Güter, 
Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen in 
Universellem Design, ... mit möglichst geringem 
Anpassungs- und Kostenaufwand“ ... und 
Forschung und Entwicklung für neue Technologien 
und Mobilitätshilfen „zu betreiben oder zu 
fördern“ sowie „die Gestaltung, die Entwicklung, 
die Herstellung und den Vertrieb zugänglicher 
Informations- und Kommunikationstechnologien 
und -systeme in einem frühen Stadium zu fördern, 
sodass deren Zugänglichkeit mit möglichst 
geringem Kostenaufwand erreicht wird“.43  

Marktinterventionen 
Auch wenn die Formulierung „durchführen 
oder fördern“ in der UN-BRK nicht auf eine 
bestimmte Trägerschaft hinweist, beinhaltet 
sie eindeutig Marktinterventionen, sei es in 
Form der Regulierung von Designstandards, 
der Gewährung von Subventionen zur Erfüllung 
von Verpflichtungen zur Zugänglichkeit oder 
in Fällen, in denen der öffentliche Sektor direkt 
Forschung, Entwicklung oder Herstellung 
übernimmt. Ein wichtiges Beispiel für eine durch 
die UN-BRK bedingte Marktintervention sind die 
Konformitätsanforderungen des Europäischen 
Gesetzes zur Barrierefreiheit.44 
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EMPFOHLENE STRATEGIEN

Regulierung der Personalausstattung  
im Eisenbahnsektor 
Viele Barrieren sind auf eine fragmentierte 
Politikgestaltung und eine uneinheitliche 
Regulierung zurückzuführen, bei der 
Personalausstattung und Infrastruktur getrennt 
betrachtet werden. Dies steht im Widerspruch zur 
UN-BRK, wonach sich die meisten unmittelbaren 
Verpflichtungen zur Barrierefreiheit auf die Mittel 
für angemessene Vorkehrungen beziehen, 
darunter die Schulung von Mitarbeiter*innen, 
Information, Kommunikation, menschliche und 
tierische Hilfe und Mittelspersonen sowie die 
Verfügbarkeit von Mobilitätshilfen und neuen 
Technologien.45 Fast alle diese Maßnahmen 
stützen sich auf Personal, und der Staat ist in 
hohem Maße verpflichtet, dessen Bereitstellung 
im öffentlichen und privaten Sektor zu regeln, 
unter anderem durch Gesetze, Verordnungen, 
Richtlinien, Praktiken, Standards und Leitlinien.46  

Nationale Aktionspläne für Investitionen 
Der UN-BRK-Ausschuss legt die staatliche 
Verpflichtung zur schrittweisen Verwirklichung 
als das Erfordernis aus, „konkrete Strategien, 
Aktionspläne und Ressourcen zur Entwicklung 
von Unterstützungsdiensten zu entwerfen und 
zu verabschieden sowie bestehende und neue 
allgemeine Dienste inklusiv zu gestalten“. Diese 
unmittelbare Handlungsverpflichtung umfasst 
„strategische Planungen mit einem angemessenen 
zeitlichen und finanziellen Rahmen“ und verlangt, 
dass Maßnahmen „bewusst getroffen werden 
sowie konkret und zielgerichtet sein sollten und 
alle geeigneten Mittel nutzen”.47 Zusammen 
mit den oben genannten Argumenten für 
rationalisierte Investitionen bildet dies eine solide 
Grundlage, um gesetzlich festgelegte Fristen 
für die Zugänglichkeit von Infrastruktur und 
andere zielorientierte politische Maßnahmen zu 
fordern, beispielsweise die Gleichstellung aller 
Minderheiten bei der Nutzung von Verkehrsmitteln.

Wirtschaftliche Argumente für den Wert der 
Zugänglichkeit und Personalausstattung im 
Schienenverkehr 
Angemessene Vorkehrungen sind ein individuelles 
Bürgerrecht, doch gibt es auch Gründe dafür, 
dass sie als systematische Verpflichtung 
behandelt werden sollten. Auch wenn der 
rechtliche Maßstab der „unverhältnismäßigen 
und unbilligen Belastung“ vom Einzelfall 
abhängt, hat er logischerweise zur Folge, dass 
der rechtliche Maßstab der „Angemessenheit“ 
im Verhältnis zu den insgesamt verfügbaren 
Budgets und Ressourcen des jeweiligen Systems 
steht. Wird dieser Maßstab auf der höchsten 
Ebene der Systemverantwortung und des 
Staatshaushalts angewandt, entsteht daraus 
ein bedeutender Anspruch auf Ressourcen, 
der wirtschaftlichen Argumenten zum Wert von 
Bahnpersonal und Zugänglichkeit rechtliches 
Gewicht verleiht. Darüber hinaus sollte ein 
ganzheitlicher Ansatz zur Zugänglichkeit im 
Schienenverkehr48 die Personalpolitik nicht nur 
als betriebliche Maßnahme zur angemessenen 
Vorkehrung betrachten, sondern auch als 
Gleichstellungsmaßnahme im Sinne der 
schrittweisen Verwirklichung. Es ist ein Argument 
für eine kontinuierliche Aufstockung des Personals, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass dies die 
Chancengleichheit und die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel positiv beeinflusst und darüber 
hinaus weitere sozioökonomische Vorteile mit  
sich bringt.

Staatliche Verantwortung für die 
Zugänglichkeit im Schienenverkehr 
Gemäß Artikel 4 der UN-BRK tragen die 
Staaten die letztendliche Verantwortung für alle 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 
Zugänglichkeit im Schienenverkehr. Dies gilt 
unabhängig davon, ob Entscheidungen direkt oder 
indirekt getroffen werden, beispielsweise durch 
Verträge mit privaten Unternehmen zur Umsetzung 
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von Personalabbau oder wenn diskriminierende 
Vorschriften nicht geändert wurden. Dieser Punkt 
ist nicht nur für die Reform der Rechtsvorschriften, 
sondern auch für finanzielle Forderungen von 
entscheidender Bedeutung: Wenn der Staat die 
volle Verantwortung trägt, folgt daraus, dass die 
Mittelanforderungen im Verhältnis zu seinem 
Haushalt stehen sollten. Aktivist*innen sollten 
daher stets die staatliche Verantwortung für 
die Zugänglichkeit im Schienenverkehr im Blick 
behalten und Probleme gegenüber Ministerien 
und in parlamentarischen Gremien, insbesondere 
in Verkehrs- und Gleichstellungsausschüssen, zur 
Sprache bringen.49

Druck auf den privaten Sektor 
Die Notwendigkeit, den Fokus auf die staatliche 
Verantwortung zu richten, bedeutet nicht, dass 

die Rolle privater Betreiber vernachlässigt 
werden darf, die im Rahmen ihrer Pflicht zur 
Bereitstellung angemessener Vorkehrungen 
weiterhin rechtlich haftbar sind. Ihre Kosten 
und ihr Reputationsrisiko sollten durch 
öffentliches Anprangern und die Aufklärung 
über Rechtswege für behinderte Menschen 
als Druckmittel genutzt werden, damit diese ihr 
Recht auf gerichtliche Schritte wahrnehmen 
können, wenn ihnen der Zugang verwehrt wird.50 
Wichtig ist, dass der private Betreiber nicht als 
alleiniger Verantwortlicher dargestellt wird und 
Beschwerden weiterhin an die Aufsichts- und 
Vollstreckungsbehörden weitergeleitet werden. 
Wenn Regulierungsbehörden sich weigern, 
den Gleichbehandlungsgrundsätzen Rechnung 
zu tragen, geraten die Staaten unter Druck, die 
entsprechenden Vorschriften anzupassen.
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ANSPRUCH AUF RESSOURCEN 
FÜR QUALIFIZIERUNG UND 
SCHULUNG
Die Verpflichtungen aus der UN-BRK im Bereich 
der Personalschulung eröffnen wesentlich 
erweiterte Möglichkeiten für Forderungen nach 
Ressourcen, Qualifizierung und gewerkschaftlicher 
Kontrolle. Dazu gehört eine wesentliche 
staatliche Verpflichtung, „die Schulung von 
Fachkräften und anderem mit Menschen mit 
Behinderungen arbeitendem Personal auf 
dem Gebiet der in diesem Übereinkommen 
anerkannten Rechte zu fördern, damit die aufgrund 
dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste 
besser geleistet werden können“,51 Dies umfasst 
zwei Bereiche: Schulungen zur Aufklärung 
über Behindertenrechte,52 sowie Schulungen 
zu den für die Unterstützung erforderlichen 
praktischen Fähigkeiten.53 Diese Verpflichtung 
gilt sektorübergreifend und umfasst auch 
branchenspezifische Schulungen in den Bereichen 
Justiz, Bildung und Rehabilitation.54 

Anspruch auf Ressourcen für Qualifizierung 
und Schulung 
Der Eisenbahnsektor sollte als vorrangiger Bereich 
für Schulungen betrachtet werden, da er neben 
Gesundheits- und Sicherheitsaspekten auch 
beide der oben beschriebenen Dimensionen 
der Unterstützung umfasst. Dementsprechend 
begründet dies in jedem Staat einen gewichtigen 
Rechtsanspruch, zumal Schulungen zu den 
kostengünstigeren Verpflichtungen im Rahmen der 
UN-BRK gehören und problemlos in bestehende 
Programme integriert werden können. 

Überwachung von Arbeitgeber-
Schulungsprogrammen
Die Gewerkschaften sollten eine dauerhafte 
Mitwirkungs- und Kontrollfunktion bei den 
Schulungsprogrammen der Arbeitgeber 
einfordern. Dies lässt sich sowohl mit dem 
Arbeitsschutzauftrag als auch mit der 
Notwendigkeit begründen, Beschäftigte vor 
Haftungsrisiken zu schützen, beispielsweise wenn 

die Schulungen des Arbeitgebers unzureichend 
oder fehlerhaft sind oder durch diskriminierende 
Vorschriften beeinflusst werden. Zu weiteren 
Forderungen könnten die gemeinsame 
Entwicklung von Schulungsprogrammen mit 
Organisationen behinderter Menschen und die 
Aufsicht durch Gleichstellungsstellen gehören..

Einforderung von Schulungen zu 
Behindertenrechten für Führungskräfte 
Die Pflicht, „betroffene Kreise“ zu schulen und 
sicherzustellen, dass private Rechtsträger „alle 
Aspekte der Zugänglichkeit ... berücksichtigen“, 
bildet eine solide Grundlage für die Forderung 
nach Schulungen zur Aufklärung über 
Behindertenrechte für Führungskräfte und 
Arbeitgeber.55 Sollte ein privater Betreiber nicht 
bereit sein, eine solche Schulung zu finanzieren, 
könnten staatliche Stellen aufgrund ihrer 
Verpflichtung gemäß Artikel 8, „in der gesamten 
Gesellschaft ... das Bewusstsein ... zu schärfen“ und 
Sensibilisierungs- und Schulungsprogramme zu 
fördern, eingeschaltet werden.
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INNERSTAATLICHE 
DURCHFÜHRUNG UND 
ÜBERWACHUNG
ARTIKEL 33, 31, 4(3)

Die Bestimmungen zur innerstaatlichen 
Durchführung und Überwachung (Artikel 
33), Statistik und Datensammlung (Artikel 31) 
sowie das Verfahrensrecht auf Teilhabe (Artikel 
4(3)) greifen ineinander und verpflichten die 
Staaten dazu, eine dauerhafte Infrastruktur 
für die Überwachung und die durchgängige 
Berücksichtigung der Rechte aus der UN-BRK zu 
schaffen, um die kontinuierliche Einbindung und 
Mitwirkung der Zivilgesellschaft, insbesondere 

von Behindertenorganisationen, sicherzustellen. 
Diese Bestimmungen schaffen zudem ein 
wichtiges Betätigungsfeld für Kampagnenarbeit: 
den Aufbau von Überwachungsstrukturen auf 
nationaler Ebene und im gesamten Verkehrssektor, 
die Gewährleistung von Transparenz durch 
Datenberichterstattung sowie die Einbindung 
nationaler Menschenrechtsinstitutionen als 
Bündnispartner, die bei den Regulierungsbehörden 
des Sektors intervenieren können. 
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RECHT AUF 
TEILHABE  

STAATLICHE 
SCHUTZPFLICHT 
ZUR KONSULTATION 
BEHINDERTER 
MENSCHEN 
ARTIKEL 4(3)
Artikel 4(3) verpflichtet die Staaten dazu, mit Menschen 
mit Behinderungen bei allen politischen und anderen 
Entscheidungsprozessen, die ihre Rechte betreffen, „enge 
Konsultationen“ zu führen und sie aktiv einzubeziehen. Die Staaten 
sollten Nichteinhaltung ahnden und sicherstellen, dass behinderte 
Menschen und Behindertenorganisationen rechtliche Schritte 
gegen Entscheidungen von Behörden einleiten können, die sie 
nicht ordnungsgemäß konsultiert haben.57 Im Streitfall obliegt 
es der Behörde nachzuweisen, dass ihre Entscheidung keine 
unverhältnismäßigen Auswirkungen auf behinderte Menschen  
hat und daher keine Konsultation erforderlich ist.58

Das Recht auf Teilhabe ist ein zentrales Element der UN-BRK und 
geht im Hinblick auf den Umfang der den Staaten auferlegten 
Teilhabepflichten über alle früheren Menschenrechtsverträge 
hinaus. Das Recht auf „die volle und wirksame Teilhabe an 
der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft“ ist der 
dritte allgemeine Grundsatz der UN-BRK und Gegenstand ihres 
wegweisenden Artikels 19 „Unabhängige Lebensführung“. Zu den 
weiteren Pflichten der Staaten gehört, die Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen in allen Lebensbereichen zu gewährleisten, 
unter anderem im Hinblick auf Bewusstseinsbildung (Artikel 8), 
Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben (Artikel 29) und 
Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 
(Artikel 30). Das bahnbrechendste Element der Teilhabepflichten 
ist der verfahrensrechtliche Aspekt, der sich in den Artikeln 
„Allgemeine Verpflichtungen“ (Artikel 4(3)), und „Innerstaatliche 
Durchführung und Überwachung“ (Artikel 33(3)) wiederfindet. Diese 
sind so wichtig, dass sie Gegenstand einer eigenen Allgemeinen 
Bemerkung des UN-BRK-Ausschusses sind.56
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STAATLICHE SCHUTZPFLICHT 
ZUR EINBEZIEHUNG 
BEHINDERTER MENSCHEN IN 
DEN ÜBERWACHUNGSPROZESS  
ARTIKEL 33(3)
Artikel 33(3) verlangt, dass „die Zivilgesellschaft, insbesondere 
Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen, 
... in den Überwachungsprozess einbezogen“ wird und „in vollem 
Umfang“ daran teilnimmt. Dies wird weiter untermauert durch 
die Artikel „Bewusstseinsbildung“ (Artikel 8) und „Teilhabe am 
politischen und öffentlichen Leben“ (Artikel 29), in dem Staaten dazu 
verpflichtet werden, „aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen 
mit Behinderungen ... wirksam und umfassend an der Gestaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können“.59 Dies sollte auch 
die Bereitstellung von Finanzmitteln für Behindertenorganisationen 
beinhalten, und zwar auf eine Weise, die die Unabhängigkeit und 
Eigenverantwortung behinderter Menschen gewährleistet.60

INNERSTAATLICHE 
DURCHFÜHRUNG UND 
ÜBERWACHUNG
ARTIKEL 33
Die UN-BRK verpflichtet Staaten zum Aufbau 
dauerhafter Strukturen und Systeme zur 
Überwachung und Durchführung des 
Übereinkommens. Zu den Verpflichtungen 
gehören:

Staatliche Anlaufstelle   
Artikel 33(1)
Eine oder mehrere staatliche „Anlaufstellen“ für die 
Durchführung der UN-BRK und die Koordinierung 
von Maßnahmen in verschiedenen Branchen 
und auf verschiedenen staatlichen Ebenen. 
Gemäß den Vorgaben der UN-BRK sollte die 
Anlaufstelle Informationen aus der Zivilgesellschaft 

einholen und politische Strategien wie nationale 
Aktionspläne und Aufklärungskampagnen 
entwickeln.

Nationale Überwachungsstruktur   
Artikel 33(2)
Staaten müssen eine „nationale 
Überwachungsstruktur“ zur Beaufsichtigung 
der Fortschritte bei der Umsetzung des 
Übereinkommens einrichten. Es wird mindestens 
ein „unabhängiger Überwachungsmechanismus“ 
verlangt, der auf den „Pariser Prinzipien“ für 
Nationale Menschenrechtsinstitutionen (NMRI) 
beruhen sollte.61
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STATISTIKEN 
UND DATEN  
ARTIKEL 31
Staaten „verpflichten sich zur Sammlung 
geeigneter Informationen, einschließlich 
statistischer Angaben und Forschungsdaten, 
die ihnen ermöglichen, politische Konzepte 
zur Durchführung dieses Übereinkommens 
auszuarbeiten und umzusetzen“. Die Informationen 
werden „dazu verwendet, die Umsetzung der 
Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen 

EMPFEHLUNGEN
Öffentliche Konsultationen
Öffentliche Konsultationen sind der Bereich mit 
dem größten Potenzial für Kampagnenarbeit, 
rechtliche Maßnahmen und den Aufbau von 
zivilgesellschaftlichen Koalitionen. Dies ist auf 
die verfahrensrechtliche Wirksamkeit von Art. 
4(3) zurückzuführen, der besagt, dass Staaten 
rechtlich angreifbar sind, wenn sie bei einer 
Entscheidung, die behinderte Menschen betrifft, 
keine Konsultation durchführen, die negativen 
Auswirkungen auf die Gleichstellung nicht 
ordnungsgemäß beurteilen oder eine Konsultation 
nicht zugänglich machen.63 Diese Spannungen 
wirken sich auch auf der politischen Ebene aus, 
weshalb es wichtig ist, bei jeder Gelegenheit auf 
Konsultationen zu drängen.

Aktivist*innen sollten sich auch für nationale 
Konsultationsstandards einsetzen, für die sich 
schlagkräftige Argumente aus den in der UN-BRK 
verankerten Pflichten hinsichtlich Zugänglichkeit, 
Statistiken und Datensammlung ableiten lassen. 
So sollten Konsultationen beispielsweise qualitativ 
hochwertig und zugänglich sein und sich 
systematisch an die am stärksten ausgegrenzten 
Menschen richten, einschließlich derer, die 
weder das Internet noch Verkehrsmittel nutzen.64 
Es sollten mehrere Kanäle genutzt werden, um 
unterschiedliche Alters- und Bevölkerungsgruppen 

zu erreichen, für Antworten sollten alternative 
Formate zur Verfügung stehen und im Vorfeld 
sollten klare Informationen, Statistiken und 
gleichstellungsorientierte Folgenabschätzungen 
veröffentlicht werden, um die Vorteile der 
Regierungsvorschläge zu erklären. Im Idealfall 
sollten behördenübergreifende Standards 
die gemeinsame Gestaltung mit behinderten 
Menschen, eine transparente und zeitnahe 
Berichterstattung über die Ergebnisse sowie die 
konsequente Berücksichtigung ihrer Standpunkte 
in allen Politikbereichen gewährleisten, wobei die 
Koordinierung von der staatlichen Anlaufstelle 
gemäß UN-BRK Artikel 33(1) geleitet wird.

Daten und Statistiken
Aktivist*innen sollten qualitativ hochwertige 
Systeme zur Datenerhebung fordern: Je mehr 
Daten zur Verfügung stehen, umso schwieriger ist 
es für die Regierung, politische Entscheidungen 
zu rechtfertigen, von denen sie weiß, dass sie 
diskriminierend sind, und umso leichter kann sie 
dafür zur Rechenschaft gezogen werden, keine 
rationalen Entscheidungen getroffen zu haben. 
Im Falle der Eisenbahn kann die Datenerhebung 
in hohem Maße fragmentiert sein, was durch 
die Kontrolle durch den privaten Sektor und die 
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen noch 
erschwert wird. Deshalb könnte unter anderem 

durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und 
die Hindernisse, denen sich Menschen mit 
Behinderungen bei der Ausübung ihrer Rechte 
gegenübersehen, zu ermitteln und anzugehen“. Die 
Daten müssen unter ethischen Gesichtspunkten 
erhoben, aufgeschlüsselt 62 und für behinderte 
Menschen zugänglich sein. 
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gefordert werden, die Systeme zur Datenerhebung 
im Verkehrssektor unter öffentliche Kontrolle zu 
bringen und die nationalen Statistikämter und 
Menschenrechtsinstitutionen aufzufordern, 
auf Branchenebene tätig zu werden, um 
geeignete Systeme einzurichten. Es sollten 
hohe Qualitätsstandards für Untersuchungen 
und Daten gefordert werden, da Umfragen 
zur „Kund*innenzufriedenheit“ sich leicht 
manipulieren lassen und auf eine begrenzte 
Personengruppe fokussiert sind, die bereits 
die Bahn nutzen. Vielmehr sollten Daten zur 
Zugänglichkeit und andere Fahrgastdaten mit 
übergeordneten Aspekten der Gleichstellung 
sowie sozioökonomischen Ergebnissen wie 
Beschäftigung, Gesundheit und Bildung in 
Verbindung gesetzt werden.

Nationale Menschenrechtsinstitutionen
Nationale Menschenrechtsinstitutionen (NMRI) 
sind zwar keine verbindliche Verpflichtung, doch 
in der Praxis sind sie oft Teil des Rahmenwerks 
eines Landes zur Überwachung der Umsetzung 
des UN-BRK. Die Pariser Prinzipien verlangen, 
dass nationale Menschenrechtsinstitutionen 
unabhängig sind, über ausreichende Ressourcen 
verfügen, in der Lage sind, Verstöße zu 

untersuchen, über die Fortschritte auf nationaler 
Ebene berichten und Regierungen Empfehlungen 
unterbreiten.65 Sie spielen auch eine wichtige 
Rolle in Bezug auf die Sensibilisierung und 
Aufklärung der Öffentlichkeit und fungieren als 
Brücke zwischen Regierung, Zivilgesellschaft 
und regionalen und internationalen 
Menschenrechtssystemen. 

Unabhängige, gut mit Ressourcen 
ausgestattete NMRI sind ideale Bündnispartner 
bei Kampagnen für Barrierefreiheit im 
Schienenverkehr. Aktivist*innen sollten sich 
bei ihnen dafür einsetzen, Projekte zum 
Thema Barrierefreiheit im Verkehr aufzulegen, 
Stellungnahmen zu veröffentlichen66 und bei den 
Branchenaufsichtsbehörden zu intervenieren, 
um die ordnungsgemäße Umsetzung der UN-
BRK sicherzustellen.67 In manchen Ländern kann 
der Überwachungsmechanismus stattdessen 
ein Ausschuss, ein*e Beauftragte*r oder ein 
parlamentarisches Menschenrechtsgremium 
sein. Wo nichts dergleichen existiert, sollte die 
Einrichtung einer NMRI68 oder eines Mechanismus 
zur Überwachung der Umsetzung der UN-BRK69 
ein Kampagnenschwerpunkt sein.
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INTERNATIONALE 
ZUSAMMENARBEIT 
ARTIKEL 32

Die UN-BRK enthält als erster 
Menschenrechtsvertrag einen eigenen Artikel über 
internationale Zusammenarbeit. Daraus entstehen 
zwar keine verbindlichen Verpflichtungen für 
Regierungen, dennoch ist dies ein wichtiger 
Fortschritt und erlegt dem UN-BRK-Ausschuss 
sowie anderen UN-Gremien die Pflicht auf, die 
Umsetzung zu unterstützen. 
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INTERNATIONALE 
ZUSAMMENARBEIT 
ARTIKEL 32

Internationale Zusammenarbeit (Artikel 32) 
verlangt von den Staaten, „geeignete und wirksame 
Maßnahmen“ zu treffen, um sich gegenseitig 
bei der Umsetzung des Übereinkommens zu 
unterstützen,, unter anderem, „soweit angebracht, 
in Partnerschaft mit den einschlägigen 
internationalen und regionalen Organisationen und 
der Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen“. Dies wird 
unterstützt durch Artikel 4(2), wonach der Staat 
verpflichtet ist, „unter Ausschöpfung seiner 
verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 
Maßnahmen zu treffen“. Dies macht deutlich, 
dass die Industrieländer ihre Hilfsleistungen 
erhöhen müssen, wobei in der Präambel des 
Übereinkommens erläutert wird, dass sich 
die internationale Zusammenarbeit auf die 
Verbesserung der Lebensbedingungen in den 
Entwicklungsländern konzentrieren sollte.70

In Artikel 32 werden unter anderem die folgenden 
Maßnahmen vorgeschlagen: 

a)    sicherzustellen, dass die 
internationale Zusammenarbeit, 
einschließlich internationaler 
Entwicklungsprogramme, Menschen 
mit Behinderungen einbezieht und für 
sie zugänglich ist,

b)    den Aufbau von Kapazitäten zu 
erleichtern und zu unterstützen, 
unter anderem durch den 
Austausch und die Weitergabe 
von Informationen, Erfahrungen, 
Ausbildungsprogrammen und 
vorbildlichen Praktiken,

c)    die Forschungszusammenarbeit und 
den Zugang zu wissenschaftlichen 
und technischen Kenntnissen zu 
erleichtern,

d)    soweit angebracht, technische 
und wirtschaftliche Hilfe zu leisten, 
unter anderem durch Erleichterung 
des Zugangs zu zugänglichen und 
unterstützenden Technologien 
und ihres Austauschs sowie durch 
Weitergabe von Technologien.

Wie andere Verpflichtungen im Rahmen der 
UN-BRK im Zusammenhang mit Investitionen 
in Technologie und deren Regulierung ,71 
eröffnet dies den Staaten Spielraum für 
Marktinterventionen, beispielsweise in Form 
von inklusiver Entwicklungszusammenarbeit, 
Vereinbarungen zum Technologietransfer, 
Beschaffungsrichtlinien und möglicherweise 
Handels- und Investitionsrahmen.
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UN-BRK-AUSSCHUSS

Der UN-BRK-Ausschuss ist das Vertragsorgan, 
das für die Überwachung der Umsetzung 
des Übereinkommens und die Förderung der 
Vernetzung zwischen nationaler, regionaler 
und internationaler Ebene zuständig ist. Er legt 
das Übereinkommen in Form von Allgemeinen 
Bemerkungen aus, prüft die Staatenberichte, 
gibt abschließende Bemerkungen ab und kann 
im Rahmen des Fakultativprotokolls individuelle 
Beschwerden und Untersuchungen zu 
schwerwiegenden oder systematischen Verstößen 
prüfen. Der UN-BRK-Ausschuss hat eine zentrale 
Schnittstellenfunktion in der internationalen 
Zusammenarbeit, wozu unter anderem die Aufgabe 
gehört, nationale Maßnahmen zum Aufbau 
nationaler Kapazitäten und zur Zusammenarbeit zu 
unterstützen72 sowie die Rechte aus der UN-BRK 
im gesamten UN-System zur Querschnittsaufgabe 
zu machen und dabei mit anderen Organisationen 
und Vertragsorganen zusammenzuarbeiten.73

Allgemeine Bemerkungen
Die Allgemeinen Bemerkungen des Ausschusses 
bieten verbindliche Leitlinien zur Auslegung der 
Rechte aus der UN-BRK und sind eine wichtige 
Ressource für die juristische und politische Arbeit 
sowie die Interessenvertretung.74

Staatenberichte und  
abschließende Bemerkungen 
Die Staaten müssen innerhalb von zwei Jahren 
nach der Ratifizierung des Übereinkommens 
Bericht erstatten und danach alle vier Jahre oder 
auf Ersuchen des Ausschusses. Der Ausschuss 
prüft die Berichte und nimmt dann in Form von 
„abschließenden Bemerkungen“, in denen er 
seine Bedenken und Empfehlungen darlegt, 
dazu Stellung. Die aktuellen Staatenberichte 
und abschließenden Bemerkungen bilden den 
Ausgangspunkt für alle, die die Fortschritte 
eines Staates bei der Umsetzung der UN-BRK 
untersuchen.75 Die anstehenden Berichtsfristen 
können in der UN-Vertragsdatenbank eingesehen 
werden.76

Fakultativprotokoll 
Etwa die Hälfte der Vertragsstaaten der UN-BRK 
haben auch ihr Fakultativprotokoll ratifiziert.77 
Dies sieht ein Kommunikationsverfahren vor, in 
dessen Rahmen Einzelpersonen Beschwerden zur 
Prüfung durch den UN-BRK-Ausschuss einreichen 
können.78 Obwohl seine Empfehlungen nicht 
bindend sind, haben sie oft erhebliches rechtliches 
Gewicht und können in anderen Rechtsordnungen 
als Präzedenzfälle herangezogen werden. 
Das Fakultativprotokoll sieht zudem ein 
Staatenprüfungsverfahren vor, dass dem UN-BRK-
Ausschuss die Möglichkeit gibt, Staaten auf eigene 
Initiative zu untersuchen, wenn es Anzeichen für 
„schwere und systematische Verstöße“ gibt.79 Die 
Untersuchungen sind zwar unverbindlich, können 
jedoch erhebliche rufschädigende Auswirkungen 
haben und einen langwierigen, öffentlichen 
Überprüfungsprozess in Gang setzen, der sich 
über Jahre hinziehen kann.

Aufrufe zur Stellungnahme und thematische 
Diskussionen 
Der UN-BRK-Ausschuss ruft regelmäßig zu 
Stellungnahmen auf und kündigt Tage der 
Allgemeinen Diskussion an, die Gelegenheiten 
zur direkten Einflussnahme auf Richtlinien und 
Allgemeine Bemerkungen bieten.80



27

WEITERE MENSCHENRECHTS-
MECHANISMEN DER  
VEREINTEN NATIONEN

Hochkommissariat der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte (OHCHR)  
Die zentrale Anlaufstelle für die 
Menschenrechtsarbeit der Vereinten Nationen, 
die die Vertragsorgane, den Menschenrechtsrat 
und die Sonderverfahren unterstützt. Das 
Hochkommissariat erstellt thematische Berichte 
und fordert regelmäßig dazu auf, zu Themen 
im Zusammenhang mit Behinderung Stellung 
zu nehmen.81 Außerdem stellt es nützliche 
Instrumente und Ressourcen wie das „SDG-
CRPD Resource Package”82 und das „Guidance 
Framework for creating a Human Rights City“ 
(Leitlinien für Menschenrechtsstädte)83 bereit.

Sonderberichterstatter für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen84

Sonderberichterstatter sind unabhängige 
Sachverständige, die vom Menschenrechtsrat 
ernannt werden. Ihr Mandat stützt sich auf 
zivilgesellschaftliche Beteiligung,, unter 
anderem durch thematische Berichte und 
Aufforderungen zur Stellungnahme, Interventionen 
in Gerichtsverfahren („Amicus Curiae“), 
Länderbesuche und -berichte, Mitteilungen an 
Staaten zur Thematisierung dringender Fragen 
sowie öffentliche Erklärungen und offene Briefe, die 
häufig mit anderen Mandatsträgern abgestimmt 
werden.85

Abteilung für wirtschaftliche und soziale 
Angelegenheiten der Vereinten Nationen 
(UNDESA) 
Die Unterabteilung für inklusive soziale 
Entwicklung der Abteilung für Wirtschaft und 
Soziales der Vereinten Nationen (UNDESA) ist die 
wichtigste Abteilung der Vereinten Nationen, die 
für die Themen Behinderung und Entwicklung 
zuständig ist, einschließlich der Unterstützung der 
Konferenz der Vertragsstaaten der UN-BRK und der 
Umsetzung der Agenda 2030 im Hinblick auf die 
Inklusion von Menschen mit Behinderungen. Auf 
ihren Webseiten zum Thema Behinderung finden 
sich politische Berichte, Leitlinien und Daten, 
darunter die viel zitierten wegweisenden Berichte 
über Behinderung und Entwicklung aus den Jahren 
2024 und 2018.86

Konferenz der Vertragsstaaten des 
Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (COSP)
Die COSP ist ein Forum der Vertragsstaaten, 
das gemäß Artikel 40 der UN-BRK 
vorgeschrieben ist und jedes Jahr mit 
Beteiligung von zivilgesellschaftlichen und 
Behindertenorganisationen im Hauptquartier der 
Vereinten Nationen in New York stattfindet. Die 
COSP-Berichte sind eine nützliche Quelle, um die 
aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit 
der UN-BRK zu verfolgen und zu ermitteln, welche 
Organisationen und Regierungen in diesem 
Bereich aktiv sind.87
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AGENDA 2030 FÜR 
NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Die durchgängige Berücksichtigung der UN-
BRK und die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen im Rahmen der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung sind ein vorrangiges 
Thema der Vereinten Nationen und ein besonderer 
Schwerpunkt des Sonderberichterstatters für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen.88 Die 
Absicht der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO), sich an der UN-Dekade für nachhaltigen 
Verkehr (2026–2035) zu beteiligen, bietet die 
perfekte Gelegenheit, Behindertenrechte, 
Arbeitsrechte, Klima und Entwicklung miteinander 
zu verbinden.89  Wichtige internationale Strukturen 
und Möglichkeiten zur Interessenvertretung:

•	 Die Maßnahmen zur durchgängigen 
Berücksichtigung der UN-BRK in den 
Nachhaltigkeitszielen werden vom Büro 
des Hochkommissars für Menschenrechte 
(OHCHR)90 und der Abteilung für 
wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 
der Vereinten Nationen koordiniert, wobei 
beide empfohlene Leitlinien und Ressourcen 
bereitstellen, um die Formulierung von 
Forderungen im Zusammenhang mit den 
Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDG)  
im Verkehrsbereich zu unterstützen.91

•	 Der Plan für die UN-Dekade für 
nachhaltigen Verkehr wird von der 
Abteilung für wirtschaftliche und soziale 
Angelegenheiten der Vereinten Nationen 
(UNDESA) in Zusammenarbeit mit den 
Regionalkommissionen der Vereinten 
Nationen vorbereitet. Das bedeutet, dass 
es regionale Aktionspläne, Konsultationen 
und Beratungsgespräche geben 
wird, zu denen Gewerkschaften und 
Behindertenorganisationen Stellungnahmen 
einreichen können.92

•	 Bald bieten sich Gelegenheiten, die 
Agenda für die Dekade festzulegen, und 
zwar im Rahmen der Überprüfung der 
Agenda 2030 im Jahr 2027, die auch das 
Nachhaltigkeitsziel 11 zu nachhaltigen 
Städten und Gemeinden sowie das 
Nachhaltigkeitsziel 17 zu Partnerschaften  
zur Erreichung der Ziele betrifft.93

•	 Die auf dem Global Disability Summit 2025 
verkündete Amman-Berlin-Erklärung zur 
weltweiten Inklusion von behinderten 
Menschen legte Ziele fest, um alle 
internationalen Entwicklungsprogramme  
für behinderte Menschen inklusiv  
zu gestalten und sicherzustellen, 
dass mindestens 15 Prozent aller auf 
Landesebene umgesetzten internationalen 
Entwicklungsprogramme die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung zum Ziel haben.94

•	 Freiwillige nationale Überprüfungen sind 
der wichtigste formelle Mechanismus, über 
den Staaten im Rahmen des Hochrangigen 
Politischen Forums der Vereinten Nationen 
über die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele 
Bericht erstatten. Sie bieten Möglichkeiten 
für gemeinsame Kampagnen, Advocacy-
Berichte und Beiträge mit Schwerpunkt auf 
Behinderung.95
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EMPFEHLUNGEN

ADVOCACY-BERICHTE
Gewerkschaften sollten Advocacy-Berichte in 
Form von „Parallelberichten“ zusammenstellen 
und sich dabei am Artikel-für-Artikel-Ansatz des 
UN-BRK-Ausschusses bei der Berichterstattung 
orientieren. Dies sind wichtige Ressourcen für die 
internationale Kampagnenarbeit und können im 
Rahmen der Staatenberichterstattung zur UN-
BRK, von Aufforderungen der Vereinten Nationen 
zur Stellungnahme, in der Zusammenarbeit mit 
der IAO im Zusammenhang mit der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung sowie bei allen 
anderen nationalen, regionalen und internationalen 
Menschenrechtsforen eingereicht werden. 

01.	 Der erste Schritt bei der Erstellung 
eines Berichts besteht darin, auf der 
Grundlage nationaler Schwerpunkte 
und der Kompetenzbereiche der 
Gewerkschaft eine Gruppe relevanter 
Artikel der UN-BRK auszuwählen. Neben 
Artikel 27 „Arbeit und Beschäftigung“, 
Artikel 5 „Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung“ und Artikel 6 
„Frauen mit Behinderungen“ kann dies 
eine oder mehrere der Artikelgruppen in 
diesem Toolkit umfassen.

02.	 Für jeden Artikel sollten dann die 
folgenden Schritte durchgeführt werden: 

1)    Erläuterung des rechtlichen und 
politischen Rahmens, einschließlich 
der aktuellsten und relevantesten 
Pläne, politischen Strategien und 
Förderprogramme,

2)    Nachweis der Nichtumsetzung 
oder von Mustern von 
Menschenrechtsverletzungen in 
diesem Bereich,

3)    Erläuterung der strukturellen 
Ursachen und der Zusammenhänge 
zwischen politischen Maßnahmen 
und Ergebnissen,

4)    Darlegung von Wechselwirkungen 
mit anderen Rechten, beispielsweise 
wie die mangelnde Zugänglichkeit 
im Schienenverkehr die 
Chancengleichheit in Beruf und 
Bildung beeinträchtigt,

5)    Einreichung von Empfehlungen 
mit konkreten, strukturellen 
Lösungsvorschlägen an die Staaten,

6)    Abschließende Zusammenfassung 
der wichtigsten Ergebnisse und 
Empfehlungen, die auch eine 
Kurzfassung des Berichts sein kann.

Die besten Berichte kombinieren von 
Gewerkschaften gesammelte Originaldaten, 
eine Methodik, die auf der Einbeziehung von 
Beschäftigten und Fahrgästen mit Behinderungen 
basiert, sowie die Unterstützung durch 
Behindertenorganisationen oder gemeinsame 
Stellungnahmen, und stellen einen klaren 
Zusammenhang zwischen den in der UN-BRK 
verankerten Rechten, den Zielen für nachhaltige 
Entwicklung und übergeordneten Klima- und 
Entwicklungszielen her.
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WEITERE 
UNTERSUCHUNGEN 
ZU NATIONALEN UND 
REGIONALEN THEMEN
Je nach Entwicklungsstand, Eisenbahninfrastruktur 
und staatlicher Haushaltslage gibt es im 
Bereich der Barrierefreiheit im Schienenverkehr 
offenbar ein vielfältiges Spektrum an 
Menschenrechtsverletzungen. So erklärte 
beispielsweise die Gewerkschaft der 
pakistanischen Bahnbeschäftigten, dass nur 
wenige Mobilitätshilfen – wie Rollstühle und 
Einstiegsrampen – zur Verfügung stünden 
und dass die Bahnbeschäftigten keinerlei 
Hilfsmaßnahmen oder Schulungen zum Umgang 
mit Behinderungen erhielten. Dies verletzt die 
Würde sowie die Gesundheit und Sicherheit von 
behinderten Fahrgästen, da sie darauf angewiesen 
sind, informell Hilfe von Angehörigen oder anderen 
Fahrgästen zu erbitten, was oft bedeutet, dass sie 
getragen werden müssen. 

Andere Menschenrechtsverletzungen in 
Ländern des Globalen Südens können mit einem 
allgemeinen Mangel an Verkehrsangeboten 
zusammenhängen und beschränken sich nicht nur 
speziell auf den Schienenverkehr, beispielsweise 
was das Recht auf einen angemessenen 
Lebensstandard sowie auf Bildung und auf 
Beschäftigung angeht, insbesondere dort, wo 
vielfältige Formen der Diskriminierung vorliegen, 
wie etwa aufgrund des Geschlechts, des Alters, 
der sexuellen Orientierung oder der ethnischen 
Herkunft. In Ländern des Globalen Südens mit 
hohen Auslandsinvestitionen aber knappen 

Haushaltsmitteln kann eine uneinheitliche 
Entwicklung regionale Ungleichheiten 
verschärfen, beispielsweise dort, wo außerhalb 
der Hauptverkehrsachsen Barrieren im 
ländlichen Raum bestehen oder der Ausbau des 
Schienennetzes entlang alter, unzugänglicher 
Strecken erfolgt. 

Gewerkschaftsverbände sollten auf regionaler 
Ebene weitere Untersuchungen koordinieren, in 
denen sie die wichtigsten Probleme im Bereich 
der Zugänglichkeit im Schienenverkehr ermitteln 
und unter Einbeziehung von behinderten 
Menschen und Bahnbeschäftigten aus der 
jeweiligen Region Strategien entwickeln. 
Internationale Menschenrechtsexpert*innen 
sollten dies unterstützen, indem sie sich an den 
Basisinitiativen orientieren, Typologien für die 
Barrierefreiheit im Schienenverkehr entwickeln 
und dafür sorgen, dass auf der Ebene der 
Vereinten Nationen ein systematischer, globaler 
Ansatz für die Zugänglichkeit im Schienenverkehr 
erarbeitet wird. Diese Maßnahmen würden 
die Zusammenarbeit nicht nur innerhalb der 
Regionen, sondern auch zwischen strategischen 
Zusammenschlüssen von Staaten mit ähnlichen 
Problemen fördern. Dies wäre ein äußerst 
effizienter Weg, um Ressourcen für nationale 
Kampagnen zu beschaffen, regionale und 
internationale Solidaritätsnetzwerke aufzubauen 
und bei Menschenrechtsorganisationen, 
Nichtregierungsorganisationen und der UNO an 
Glaubwürdigkeit zu gewinnen, wobei zahlreiche 
internationale Finanzierungsquellen hierfür zur 
Verfügung stehen.
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SCHLUSSFOLGERUNG

Die UN-BRK gibt behinderten 
Bahnbeschäftigten sowie Gewerkschaften 
und Behindertenorganisationen einen klaren 
Rechtsrahmen, um Veränderungen im 
Eisenbahnsektor voranzutreiben. Sie behandelt 
Zugänglichkeit, innerstaatliche Durchführung und 
Überwachung und internationale Zusammenarbeit 
und überträgt diese in konkrete Verpflichtungen für 
Staaten, Regulierungsbehörden und Betreiber. Bei 
systematischer Nutzung bietet sie ein praktisches 
Toolkit für die Forderung nach Regulierung, 
Investitionen und Teilhabe.

In Bezug auf Kampagnen im Eisenbahnsektor 
bedeutet das, dass Menschenrechtsargumente 
betriebliche und politische Ziele direkt 
unterstützen können. Aus Verpflichtungen zur 
Zugänglichkeit lassen sich Anforderungen 
an Personal, Schulungen und Infrastruktur 
ableiten. Teilhaberechte können Forderungen 
nach ordnungsgemäßen Konsultationen 
untermauern und Datensammlungs- und 
Überwachungspflichten können dazu genutzt 
werden, Diskriminierung aufzudecken und auf die 
Durchsetzung von Bestimmungen zu drängen.  

Die Zusammenarbeit mit NMRI, 
Gleichstellungsstellen und anderen Institutionen 
kann diese Bemühungen stärken und zusätzliche 
Wege für Interventionen eröffnen.

Vor allem müssen Strategien auf der Grundlage 
der UN-BRK auf der Federführung von 
behinderten Menschen und von behinderten 
Bahnbeschäftigten beruhen. Teilhabe ist 
niemals eine optionale Beigabe, sondern das 
Leitprinzip: Kampagnen, Überwachungsrahmen 
und internationale Initiativen können nur legitim 
und effizient sein, wenn sie die Organisationen 
behinderter Menschen in den Mittelpunkt 
stellen, insbesondere in den Ländern, in 
denen die Mehrheit der Weltbevölkerung lebt 
und die am stärksten von Ungleichheit und 
unzureichenden Investitionen betroffen sind. 
Ein menschenrechtsorientierter Ansatz für 
die Barrierefreiheit im Schienenverkehr, der im 
Einklang mit dem Übereinkommen steht, muss 
nun auf der Grundlage der Kompetenz und 
der Prioritäten sowie unter der Federführung 
behinderter Menschen und behinderter 
Bahnbeschäftigter selbst gestaltet werden.
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